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keine unabhängige Moderation gebe. Sie wären die 
ersten, die das machten; geben Sie es doch zu.  

(Zuruf von Sven Werner Tritschler [AfD]) 

Insofern ist es richtig, dass konkrete Aufträge nicht 
an Sender oder an Zeitungen, sondern an freiberuf-
lich tätige Einzelpersonen erteilt werden. Es gibt 
diese strikte Trennung zwischen freiberuflicher Tätig-
keit und journalistischer Arbeit, und dementspre-
chend gibt es zum Glück auch allen Grund für das 
Vertrauen in eine freie und unabhängige Presseland-
schaft in unserem Land.  

(Andreas Keith [AfD]: Schon lange nicht 
mehr!) 

Wir haben entsprechende Regelungen, die das si-
cherstellen. Deshalb kommen wir als Landesregie-
rung auch gerne jederzeit der Auskunftspflicht nach, 
wenn Sie danach fragen. Ein Defizit gibt es nicht,  

(Sven Werner Tritschler [AfD]: Sie verschwei-
gen die Namen!) 

so gerne die AfD-Fraktion dieses Defizit auch kon-
struiert hätte. Um Ihrer Hexenjagd jetzt mal eine rich-
tige Richtung zu geben: Leute, die von fremden 
Mächten geschmiert und gesteuert werden wollen, 
gehen nicht zu den Medien; sie gehen zur AfD. 

(Beifall von der CDU, der SPD, den GRÜNEN 
und der FDP – Zuruf: Bravo!) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Minister Liminski. – Weitere Wortmeldungen lie-
gen mir nicht vor. Somit sind wir am Schluss der Aus-
sprache und kommen zur Abstimmung. 

Der Ausschuss für Kultur und Medien empfiehlt in 
Drucksache 18/8949, den Gesetzentwurf Drucksa-
che 18/5830 abzulehnen. Wir kommen somit zur Ab-
stimmung über den Gesetzentwurf Drucksache 
18/5830 selbst und nicht über die Beschlussempfeh-
lung. Wer stimmt dem Gesetzentwurf zu? – Das ist 
die Fraktion der AfD. Wer stimmt dagegen? – Das 
sind die Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen, CDU und FDP. Wer enthält sich? – Niemand. 
Damit ist der Gesetzentwurf Drucksache 18/5830 
abgelehnt. 

Wir kommen zu: 

16 Gesetz zur Änderung des Justizgesetzes Nord-
rhein-Westfalen und des Schiedsamtsgesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/8826 – Neudruck 

erste Lesung 

Herr Minister Dr. Limbach hat seine Einbringungs-
rede zu Protokoll gegeben (siehe Anlage 1). Eine 
weitere Aussprache ist heute nicht vorgesehen. Wir 
kommen daher direkt zur Abstimmung. 

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des Ge-
setzentwurfs Drucksache 18/8826 – Neudruck – an 
den Rechtsausschuss. Wer stimmt der Überwei-
sungsempfehlung zu? – Das sind die Fraktionen von 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU, FDP und AfD. Wer 
stimmt dagegen? – Niemand. Wer enthält sich? – Nie-
mand. Damit ist diese Überweisungsempfehlung 
angenommen. 

Ich rufe auf: 

17 Gesetz zur Änderung des Verhältnismäßig-
keitsprüfungsgesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/7860 

Beschlussempfehlung 
des Ausschusses 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
Drucksache 18/8950 

zweite Lesung 

Die Reden zu diesem Tagesordnungspunkt sollen zu 
Protokoll gegeben werden (siehe Anlage 2). Wir 
kommen somit direkt zur Abstimmung. 

Der Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
empfiehlt in Drucksache 18/8950, den Gesetzent-
wurf Drucksache 18/7860 unverändert anzunehmen. 
Wir kommen somit zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf Drucksache 18/7860 selbst und nicht 
über die Beschlussempfehlung. Wer stimmt dem Ge-
setzentwurf zu? – Das sind die Fraktionen von SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und CDU. Wer stimmt dage-
gen? – Das ist die Fraktion der AfD. Wer enthält sich? – 
Gibt es noch irgendetwas an Meinungsbildung in der 
Fraktion der FDP? 

(Angela Freimuth [FDP]: Wir müssen das 
noch klären! – Matthias Kerkhoff [CDU]: Zu-
stimmung! Im Ausschuss war Zustimmung!) 

Frau Kollegin, Tagesordnungspunkt 17, Gesetz zur 
Änderung des Verhältnismäßigkeitsprüfungsgeset-
zes. 

(Angela Freimuth [FDP]: Ja!) 

– Sie stimmen zu. Danke sehr. Alles andere habe ich 
schon abgefragt.  

Damit ist der Gesetzentwurf Drucksache 18/7860 
angenommen und verabschiedet. 

Wir kommen zu: 
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Anlage 2 

Zu TOP 17 – „Gesetz zur Änderung des Ver-
hältnismäßigkeitsgrundsatzes“ – zu Protokoll 
gegebene Reden 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales:  

Am 23. Januar 2024 hat die Landesregierung den 
Gesetzentwurf zur Änderung des Verhältnismä-
ßigkeitsprüfungsgesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen vorgelegt. 

Mit dem Verhältnismäßigkeitsprüfungsgesetz hat 
das Land Nordrhein-Westfalen im Juli 2020 die 
EU-Richtlinie über eine Verhältnismäßigkeitsprü-
fung vor Erlass neuer Berufsreglementierungen 
im Rahmen eines Querschnittsgesetzes mit ei-
nem allgemein verpflichtenden Charakter europa-
rechts- und verfassungskonform umgesetzt. Das 
Gesetz verpflichtet sowohl die zur Gesetzesinitia-
tive berechtigten Verfassungsorgane als auch 
Kammern und sonstige juristische Personen des 
öffentlichen Rechts, soweit sie nach Landesrecht 
Berufe reglementieren dürfen, zur Durchführung 
einer Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass und 
Änderung von Berufsreglementierungen.  

Reglementierte Berufe sind durch Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften definierte Ausnahmen 
von dem in Deutschland gültigen Prinzip der Be-
rufsfreiheit. 

Der Zugang zu diesen Berufen beziehungsweise 
ihre Ausübung haben den Nachweis bestimmter 
Qualifikationen zur Voraussetzung. Landesrecht-
lich reglementierte Berufsgruppen sind beispiels-
weise Angehörige der Heilberufe, Erzieher, Inge-
nieure und Architekten. 

Die grundsätzliche Verpflichtung, die Verhältnis-
mäßigkeit von nationalen Bestimmungen, die den 
Zugang zu reglementierten Berufen oder deren 
Ausübung beschränken, zu überprüfen und die 
Ergebnisse dieser Prüfung der EU-Kommission 
vorzulegen, ergibt sich aus dem Verfassungs- und 
dem Europarecht. Denn der Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit gehört zu den allgemeinen 
Grundsätzen des EU-Rechts. 

Die Europäische Kommission hat zwei Umset-
zungsentscheidungen des Landes Nordrhein-
Westfalen kritisiert. Erstens werde im Verhältnis-
mäßigkeitsprüfungsgesetz Nordrhein-Westfalen 
nicht eindeutig herausgestellt, dass die Liste der 
nach Artikel 7 Absatz 3 der Richtlinie zu prüfenden 
Kriterien nicht abschließend sei und zweitens 
werde hinsichtlich einiger Begriffsbestimmungen 
nur auf Artikel 3 der Richtlinie verwiesen und nicht 
die dort stehenden Definitionen der „geschützten 
Berufsbezeichnungen“ sowie der „vorbehaltenen 

Tätigkeiten“ wörtlich in den Gesetzestext über-
nommen. Daher sei die Verhältnismäßigkeitsricht-
linie nicht korrekt in nationales Recht umgesetzt 
worden. 

Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozi-
ales konnte die EU-Kommission mit seinen Argu-
menten hinsichtlich einer korrekten Umsetzung 
der Richtlinie nicht überzeugen. Vielmehr verfolgt 
die EU-Kommission ihre Bedenken der nicht aus-
reichenden Richtlinienumsetzung im Wege eines 
Vertragsverletzungsverfahrens gegen Deutsch-
land.  

Der vorliegende Gesetzentwurf der ergänzenden 
Umsetzung der Richtlinie dient dem Ziel, den Be-
denken der Europäischen Kommission abzuhel-
fen. Hierfür soll bezüglich des ersten Kritikpunktes 
durch eine stärkere Orientierung am Wortlaut der 
Richtlinie verdeutlicht werden, dass die dort auf-
geführte Liste der zu prüfenden Anforderungen 
nicht erschöpfend ist und sich somit die Prüfung 
von neuen oder geänderten Vorschriften, wenn 
sie mit einer oder mehreren Anforderungen kom-
biniert werden, nicht nur auf etwaige Kombinatio-
nen mit den Anforderungen aus der Anlage 3 zu § 
4 Absatz 3 Verhältnismäßigkeitsprüfungsgesetz 
Nordrhein-Westfalen erstrecken darf. 

Ferner werden die in Artikel 3 der Richtlinie enthal-
tenen Begriffsbestimmungen explizit in § 2 des 
Verhältnismäßigkeitsgesetzes aufgenommen. 
Darüber hinaus werden die für die Verhältnismä-
ßigkeitsprüfung relevanten Begriffsbestimmungen 
„reglementierter Beruf“ und „Berufsqualifikation“ 
eingefügt. 

Mit der vorgenommenen Gesetzesänderung wird 
einer aus Sicht der EU-Kommission ordnungsge-
mäßen Umsetzung der Verhältnismäßigkeitsricht-
linie entsprochen. 

Der federführende Ausschuss für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales sowie der mitberatende Aus-
schuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 
Energie haben den Gesetzesentwurf am 17. April 
2024 abschließend beraten und empfehlen, die-
sem zuzustimmen.  

Ich bitte Sie daher dem vorliegenden Gesetzent-
wurf zuzustimmen. 

Marco Schmitz (CDU):  

Der hier vorgestellte Gesetzentwurf hat das Ziel, 
die Bedenken der Europäischen Kommission im 
Hinblick auf die Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2018/985 auszuräumen. 

Bisher ist die darin geregelte Pflicht zur Durchfüh-
rung einer Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass 
neuer und Änderung bestehender Berufsregle-
mentierungen nicht ausreichend definiert. Daher 
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muss das bisher gültige Gesetz angepasst wer-
den. 

Die in Artikel 7 Absatz 3 aufgeführte Liste der zu 
prüfenden Anforderungen ist aktuell nicht er-
schöpfend und muss daher angepasst werden. 
Denn eine Prüfung von neuen oder geänderten 
Vorschriften, wenn sie mit einer oder mehreren 
Anforderungen kombiniert wird, darf sich nicht nur 
auf etwaige Kombinationen mit den Anforderun-
gen aus der Anlage 3 zu § 4 Absatz 3 VHMPG 
NRW erstrecken. 

Weiterhin werden die relevanten Begriffsbestim-
mungen „reglementierter Beruf“ und „Berufsquali-
fikation“ aus der Richtlinie 2005/36/EG eingefügt. 
Eine Änderung des Gesetzes ist alternativlos und 
daher stimme ich dem Entwurf zu und bitte Sie, 
dies gleichermaßen zu tun. 

Christina Weng (SPD):  

Im Gesetzentwurf geht es um Berufsreglementie-
rungen in NRW. Die Europäische Union hat mit 
der Richtlinie 2018/958 klare Vorgaben gemacht, 
um die Verhältnismäßigkeit von Regelungen in 
reglementierten Berufen zu überprüfen. Die Bun-
desrepublik als Mitgliedstaat verpflichtet die Bun-
desländer ebenfalls, diese Richtlinie umzusetzen, 
zum einen für Gesetze und Verordnungen auf 
Landesebene und zum anderen im jeweiligen 
Fachrecht, soweit juristische Personen des öffent-
lichen Rechts auf Grund von Landesrecht über die 
Befugnis zur Rechtssetzung im Hinblick auf Be-
rufsreglementierungen verfügen. 

Die Europäische Kommission hatte zurückgemel-
det, dass die nationale Umsetzung nicht ausrei-
chend bzw. nicht präzise genug ist. Dies wird mit 
dem Gesetzentwurf nun angepasst. 

Dieses Gesetz sorgt dafür, dass jegliche neue 
oder geänderte Berufsreglementierungen einer 
strengen Prüfung unterzogen werden. Die durch 
die Richtlinie geforderten Prüf-, Informations- und 
Veröffentlichungspflichten führen zwar zu einem 
gewissen Mehraufwand, der jedoch als eine In-
vestition in die Zukunft unseres Arbeitsmarktes 
und unserer Wirtschaft zu werten ist. 

Die Nichtumsetzung würde nicht nur rechtliche, 
sondern auch wirtschaftliche Konsequenzen nach 
sich ziehen. Daher ist es unerlässlich diesem Ge-
setzentwurf zuzustimmen. 

Jule Wenzel (GRÜNE):  

Wir debattieren heute über eine Anpassung des 
Verhältnismäßigkeitsprüfungsgesetzes vor Erlass 
neuer Berufsreglementierungsregelungen. Der 
Gesetzentwurf der Landesregierung konkretisiert 
dabei die Umsetzung einer EU-Richtlinie.  

Und was erst einmal sehr sperrig klingt, dient tat-
sächlich der konsequenten Umsetzung zweier 
Grundprinzipien der Europäischen Union: Der 
Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit. Sie 
wiederum sind entscheidende Stellschrauben bei 
der Sicherstellung des funktionierenden Binnen-
marktes. Dabei gilt die Maßgabe, dass dies unter 
maximaler Transparenz und hohen Standards 
beim Verbraucherschutz genügen muss.  

Und so müssen alle Regelungen, die den Zugang 
oder die Ausübung von Berufen betreffen, auf ihre 
Verhältnismäßigkeit geprüft werden, um die 
Durchlässigkeit für Arbeitnehmer*innen bei gleich-
zeitig verbindlichen Standards sicherzustellen. 
Dies betrifft als Regelungsgeber nicht nur die zu 
Gesetzesinitiativen berechtigten Verfassungsor-
gane, sondern auch Kammern oder sonstige juris-
tische Personen des öffentlichen Rechts, soweit 
sie nach Landesrecht Berufe reglementieren dür-
fen. 

Der vorliegende Gesetzesentwurf konkretisiert 
nun die im Jahr 2020 beschlossene Umsetzung 
an zwei Stellen: Den Begriffsbestimmungen und 
der Durchführung der Verhältnismäßigkeitsprü-
fung. Das ist auch deshalb notwendig geworden, 
da die EU-Kommission die Umsetzung der Richt-
linie als zu ungenau moniert hatte und ihre Beden-
ken im Rahmen eines Vertragsverletzungsverfah-
ren verfolgt. Mit diesem Entwurf soll diesem Um-
stand Abhilfe geschaffen werden, was wir natür-
lich begrüßen.  

Konkret werden in den Begriffsbestimmungen die 
Bezeichnungen „reglementierter Beruf“, „Berufs-
qualifikation“, „geschützte Berufsbezeichnung“ 
und „vorbehaltene Tätigkeit“ weiter ausgeführt, 
um eine rechtssichere Anwendung zu erreichen. 
Bei der Durchführung der Verhältnismäßigkeit 
wird der § 4, Absatz 3 dahin gehend geändert, 
dass ersichtlich wird, dass die Liste der zu prüfen-
den Anforderungen sich nicht allein aus Anlage 3 
zu § 4 Absatz 3 VHMPG NRW speist, sondern 
dass neue Regelungen auch unter dem Gesichts-
punkt bereits vorhandener Regelungen einer Ver-
hältnismäßigkeitsprüfung standhalten müssen 
und keine Überregulierung stattfinden darf. Beide 
Änderungen richten sich nun deutlicher nach der 
EU-Richtlinie und sind daher zu begrüßen.  

Wir stimmen der Gesetzesänderung daher zu. 

Susanne Schneider (FDP):  

Mit dem Verhältnismäßigkeitsprüfungsgesetz vom 
30. Juni 2020 hat NRW die Richtlinie (EU) 
2018/958 des Europäischen Parlaments und des 
Rates über eine Verhältnismäßigkeitsprüfung vor 
Erlass neuer Berufsreglementierungen umge-
setzt. 
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Die Europäische Kommission erachtet die Umset-
zung jedoch als nicht ausreichend. Kritisiert wurde 
vor allem die erfolgte Umsetzung von Artikel 3 der 
Richtlinie und von Artikel 7 Absatz 3 der Richtlinie. 
Es werde nicht deutlich, dass die Liste der Anfor-
derungen, die im Rahmen der Verhältnismäßig-
keitsprüfung von kombinierten Vorschriften zu 
prüfen sind, nicht abschließend ist. Ferner fehlt 
aus Sicht der Europäischen Kommission in dem 
Verhältnismäßigkeitsprüfungsgesetz NRW die 
wörtliche Übernahme der Begriffsbestimmungen 
aus Artikel 3 der Richtlinie. 

Aufgrund der Kritik der Europäischen Kommission 
drohen juristische Folgen. Um eine Klageerhe-
bung gegen die Bundesrepublik Deutschland und 
die damit verbundenen Kosten zu vermeiden, er-
scheint eine Anpassung des Verhältnismäßig-
keitsprüfungsgesetzes NRW unerlässlich. 

Durch die nun vorgelegte Gesetzesänderung sol-
len die Bedenken der Europäischen Kommission 
im laufenden Vertragsverletzungsverfahren aus-
geräumt werden. Die FDP-Landtagsfraktion NRW 
stimmt daher dem Gesetzentwurf zu. 

Dr. Martin Vincentz (AfD):  

Die Verhältnismäßigkeitsrichtlinie wurde bereits 
im Jahr 2020 durch das Gesetz zur Umsetzung 
der Verhältnismäßigkeitsrichtlinie (EU) 2018/958 
im Juli 2020 in deutsches, respektive Landesrecht 
umgesetzt. Mit dem Verhältnismäßigkeitsprü-
fungsgesetz hat das Land Nordrhein-Westfalen 
die EU-Richtlinie über eine Verhältnismäßigkeits-
prüfung vor Erlass neuer Berufsreglementierun-
gen europarechts- und verfassungskonform um-
gesetzt. 

Nun werden seitens der EU-Kommission zwei 
Umsetzungsentscheidungen des Landes Nord-
rhein-Westfalen kritisiert: Es werde angeblich 
nicht eindeutig herausgestellt, dass die Liste der 
nach Artikel 7 Absatz 3 der Richtlinie zu prüfenden 
Kriterien nicht abschließend sei, sowie hinsichtlich 
einiger Begriffsbestimmungen nur auf Artikel 3 der 
Richtlinie verwiesen und nicht die dort stehenden 
Definitionen der „geschützten Berufsbezeichnun-
gen“ und der „vorbehaltenen Tätigkeiten“ wörtlich 
in den Gesetzestext übernommen. Daher sei die 
Verhältnismäßigkeitsrichtlinie nicht korrekt in nati-
onales Recht umgesetzt worden. 

Doch damit nicht genug: Als würde uns die EU ihre 
Transformation zum allgegenwärtigen Bürokratie-
monster vor Augen führen wollen, verfolgt sie ihre 
sogenannten Bedenken der nicht ausreichenden 
Richtlinienumsetzung im Wege eines Vertragsver-
letzungsverfahrens gegen die Bundesrepublik 
Deutschland. Dies hat zur Folge, dass uns vor lau-
ter Reglementierungen und Bürokratieaufbau – 
denn nichts anderes tun wir hier – wieder einmal 

nicht um die dringenden Probleme des Landes 
kümmern und uns der Regelungswut einer Institu-
tion unterwerfen, die völlig an der Lebenswirklich-
keit vorbei reglementiert. 

Daher lehnen wir diesen Gesetzesentwurf ab. 
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